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Perspektiven
für den ländlichen Raum und die Landwirtschaft

in den neuen Ländern
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l. Zur Lage

Rund ein Jahr nach Einführung der
Wirtschafts-, Währungs- und So-
zialunion in der früheren DDR stollt
die GGLF zur derzeitigen Lage im
ländlichen Raum und in der Landwirt-
schaft in den fünf neuen Ländern
fest:

1. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist
katastrophal. Viele Menschen
sind bereits arbeitslos, machen
Kurzarbeit "Null" oder sind wieder
zu Heim und Herd zurückgekehrt.
Andere nichtlandwirtschaftliche
oder neue Arbeitsplätze sind nicht
vorhanden. Die Betriebe - auch
viele Neueinrichter - wissen nicht,
wie es weitergehen soll.
Berufliche Ausbil-
dungsmöglichkeiten fehlen in
großer Zahl. Bisherige Oualifika-
tionen sind wertlos geworden.

Ganze Landstriche drohen wirt-
schaftlich zu veröden.

Die Menschen sind enttäuscht
und resignieren. Viele verlassen
ihre Heimat überwiegend in Rich-
tung alte Bundesländer. Häufig
sind dies die gualifizierten Ar-
beitskräfte. Zurück bleiben die Al-
teren, Frauen, Kinder und weniger
Leistungsfähige. Sie sind oft ohne
ausreichende soziale Sicherung,
Schuu und Hilfe. Wichtige soziale
Einrichtungen, die sie früher
nutzen konntsn, gibt es nicht
mehr, und die soziale Integration,
die ihnen die Berufstätigkeit bot,
fehlt. Gleichzeitig steigen die Le-
benshaltungskosten sprunghaft
an.

Die landwirtschaftlichen Betriebe
haben immer noch mit erhebli-
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chen Marktanpassungs- und Fi-
nanzierungsproblemen und zu-
sätzlich mit vielen neuen büro-
kratischen Hürden zu kämpfen.
Betriebe und Verwaltungen müs-
sen lernen, mit der Flut von
neuen Vorschriften und Anforde-
rungen umzugehen. Die Voraus-
setzungen für Existenzgründun-
gen und die Rahmenbedingungen
für unternehmerisches Handeln
sind noch immer unsicher. Mehr
noch, durch das Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz sind
neu€ große Unsicherheiten für die
LPGn und deren Rechtsnachfolger
entstanden, und die Konflikte
unter der Landbevölkerung über
die zukünftige Weiterführung
hemmen eine gedeihliche
Entwicklung. Vielen Betrieben
fehlt die notwendige Unterstüt-
zung und Sicherheit über die wei-
tere Nutzungsmöglichkeit von
Flächen aus dem Treuhandver-
mögen. Die Unklarheiten über die
Weiterverwendung des Treu-
handvermögens ermöglichen den
Beschäftigt€n in den VEGn keine
berufliche Perspektiven.

Traditionelle Beschäftigungsmög-
lichkeiten von Bedeutung im
ländlichen Raum - wie z.B. Frem-
denverkehr, Veraöeitungs- und
Vermarktungsindustrie für land-
wirtschaftliche Produkte - existie-
ren nicht mehr, bzw. müss€n neu
aufgebaut werden. Ursachen hier-
für sind dia noch nicht bedarfs-
gerechte Infrastruktur und/oder
das Fehlen moderner Standards.
Westliche Unternehmen haben oft
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durch Auslastung ihrer Kapazi-
täten die Produktion in den n€uen
Bundesländem übernommen. Den
Untemehmen im der Landwirt-
schaft vorgelagerten Bereich fehlt
oft die kaufkräftige Nachfrage.

Die Verwaltungen arbeiten noch
schleppend, und private Dienst-
leistungen werden im ländlichen
Raum nur spärlich angeboten. Die
Infrastruktur bietet gerade im
ländlichen Raum ungünstigs Vor-
ausseüungen für die Entfaltung
wirtschaftlicher Aktivitäten. Die
stark zugenommene Motorisie-
rung kann die Nachteile ländlicher
Siedlungen hinsichtlich der
Verkehrsleistungen nicht ausglei-
chen, beeinträchtigt ab€r erheb-
lich die Verkehrssicherheit und
belastet die Umwelt.

Das bisherige Vorherrschen ge-
nossenschaftlicher und staatlicher
Betriebsformen sowie die
ländliche Siedlungsweise er-
schweren die Möglichkeiten ge-
werkschaftlichen Handelns. Wäh-
rend traditionelle Formen solida-
rischen Handelns unüblich ge-
worden sind, müssen Prinzipien
gewerkschaftlicher Arbeit unte"r
den neuen Rahmenbedingungen
erlemt und wirksam werden. Da-
bei ist der Betreuungsaufwand
durch hauptamtliche Kräfte be-
sonders hoch.

Gegenüber den geringen Be-
schäftigungsmöglichkeiten gibt es
in großem Umfang Aufgaben, die
in den Dörfern und Gemeinden zu
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erfüllen wären. Diese reichen von
der Sanierung von Wohnungen
und Gebäuden, der Dorferneue-
rung, der Verbesserung der
ländlichen Infrastruktur und Maß-
nahmen des Umweltschutzes zur

In Anbetracht dieser Lage hält die
GGLF weitere Maßnahmen für
dringend geboten. Diese sollten sich
an folgendem Motto orientieren:

- Not gemeinsam lindern,
- Fähigkeit zur Selbsthilfe för-

dern und Voraussetzungen
für gemeinschaftliche An-
strengungen schaffen,

- Rahmenbedingungen für wirt-
schaftliche Entwicklung ver-
bessern.

lm einzelnen halten wir folgendes für
notwendig:

1. Die Löhne, Gehälter und Sozial-
leistungen sind Zug um Zug an
die vergleichbaren Leistungen im
Westen anzupassen, die Benach-
teiligung ist abzubauen, wsiterer
Abwanderung ist entgegenzuwir-
ken und Leistungsanrsize sind zu
schaffen sowie Not ist zu ver-
hindern. Ein Sozialdumping ist
keine gute Entwicklungsvoraus-
setzungl

2. Aufgrund der besonderen Situa-
tion sind für einzelne sozialpoliti-

Beseitigung von Altlasten bis zu
sozialen Diensten. Neben den
notwendigen Planungskapazitäten
fehlen dazu auch immer noch
ausreichende finanzielle Mittel.

sche Maßnahmen besondere
Konditionen gerechtfertigt und
längerfristig weiterzuführen. Dies
gilt insbesondere für arbeits-
marktpolitische Maßnahmen und
familienbezogene Leistungen.

3. Vorrangig sind umfassende 0ua-
lifizierungsmaßnahmen. Breit zu
fördern sind deshalb sowohl be-
triebliche und überbetriebliche
Einrichtungen der beruflichen
Erstausbildung als auch Maß-
nahmen der Fortbildung und Um-
schulung.

Um die Möglichkeiten des Ar-
beitsförderungsgosotzes voll und
effizient zu nuuen, sind Arbeits-
förderungsgesellschaften vor Ort
unter Beteiligung von Arbeitge-,
bem, Gewerkschaften, Kommu-
nen und Verbänden sowie der
Treuhandanstalt zu gründen, die
die Maßnahmen planen und
durchführen. Es sind vorrangig
Formen zu wählen, die den Be-
schäftigten ihre wirtschaftlichen
und sozialen Rechte sichem.

ll. Maßnahmen und Forderungen
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Der tarifvertraglich vereinbarte
Oualifizierungsfonds Land- und
Forstwirtschaft ist dafür zielstre-
big auf- und auszubauen und zu
nutzen. Neben fachlichen Ausbil-
dungsinhalten müssen die
staatsbürgerlichen sowie wirt-
schafts-, sozial- und arbeits-
rechtlichen Themen ebenfalls an-
gemessen benicksichtigt werden.

Für die Förderung von Beschäfti-
gungsmöglichkeiten, Betriebs-
gründungen und -umstellungen
sind leistungsfähige Beratungs-
eindchtungen bei den Kommunen
und Landkreisen zu bilden und
die Inanspruchnahme entspre-
chender privater Dienstleistungen
im Rahmen von strukturpoliti-
schen Fördermaßnahmen zu be-
rücksichtigen.

Um die Oualität privater Bera-
tungsleistungen zu sichern, ist
eine staaülche Aufidcht notwen-
dig.

Es sind in regelmäßigen Abstän-
den regionale beschäftigungspo-
litische Konferunzen mit allen am
Wirtschaftsleben maßgeblich B€-
teiligten, einschließlich der Ge-
werkschaften, durchzuführen,
die einen Erfahrungsaustausch
ermöglichen und mit Kompeten-
zen ausgestattst werden.

Modelle fiir die Weiterftihrung
von Betrieben durch blsher Be-
schäfügte sind auch in der
Landwirtschaft zu entwickeln
und von den zuständigen staatli-
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chen Stellen bzw. von der Treu-
handanstalt zu fördern.

Dazu ist auch eine enge Zusam-
menarbeit der Betriebe mit den
zahlreichen Einrichtungen der
Agrarforcchung im Beitrittsgebiet
herbeizuführen, um so von seiten
der Wissenschaft und Forschung
- z.B. in Form von Modellproiek-
ten - die Zusammenarbeit zu un-
terstützen.

Bei der Planung und Förderung
von Maßnahmen im Beraich der
Infrastruktur sind vorrangig Maß-
nahmen im Bereich der wirt-
schaftsnahen und sozialen Infra-
struktur sowie des Umwelt-
schutzss zu berücksichtigen. Die
Prioritäten sollten ebenfalls unter
Beteiligung der Wirtschaftsunt€r-
nehmen und -verbände sowie der
Öffentlichkeit f€stgelegt werden.
Dabei sind integrierte Lösungen
unter Berücksichtigung der Erfah-
rungen in den alten Bundeslän-
dern, neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse und technische Mög-
lichkeiten, aber auch Lösungen,
die Beschäftigung sichem und
das vorhandene Arbeitskräftepo-
tential nutz€n, zu suchen

Auf Ausgleichsmaßnahmen zum
Schutz von Natur und Land-
schaft ist besonderes Gewicht zu
legen. Sie bedürfen der sorgfälti-
gen Planung und Durchführung
unter NuUung ortsnaher, raum-
bezogener Kenntnisse, Erfahrun-
gen und Berücksichtigung der
standörtlichen natürlichen Gege-
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benheiten. Entsprechende Kapa-
zitäten der Landschaftsplanung
und des Landschaftsbaus sind -
soweit nicht vorhanden - aufzu-
bauen.

Für die Umstellung der Agrarpro-
duktion - sowohl in rechtlicher
und organisatorischer als auch
produktionstechnischer Hinsicht -
sind geeignete Modelle zu ent-
wickeln, die den Betrieben hel-
fen, ihre Umstellungsprobleme zu
lösen. Innovative Lösungen, die
eine Diversifizierung, Ökologisie-
rung und verstärkte Marktorien-
tierung der Agrarproduktion zum
Ziel haben, sind unabhängig von
der Rechtsform modellhaft und
durch neus Förderinstrumente
auch flächendeckend zu fördern.
Es sind neue unbürokratische,
am Intsressenausgleich orien-
tierte Lösungen für Landnut-
zungsrechte zu finden, die den
Betrieben eine größere Pla-
nungssicherheit geben.

Bei der Um- und Neuorganisation
der Betriebe sind die sozialen
Rechte der bisher Beschäftigten
zu sichem. Insbesondere bei
Übereignung, Verkauf und Ver-
pachtung von ehemaligen VEGn
muß I 613a, BGB, mit allen
Rechtskonsequenzen voll An-
wendung finden. Bei durch Um-
organisation bedingten Entlas-
sungen von Beschäftigten sind
neben den sonstigen geseüli-
chen Regelungen und entspre-
chend den tarifvertraglichen Re-
gelungen mit den VEGn auch mit
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den LPGn und ihren Rechts-
nachfolgem Sozialpläne für die
ausscheidenden ehemaligen Be-
schäftigten zu vereinbaren.

In den neuen Betriebsformen sind
- den g€ssulichen Bestimmungen
entspr€chend - wirkungsvolle In-
strum€nt€ der wirtschaftlichen
und sozialen lntersrsonvertre-
tung der Beschäftigten einzurich-
ten.

Soziale Sücherung der Beschäfdg-
ten in LPGn: Eine soziale Siche-
rung der Arbeitneh-
mer/Aöeitnehmerinnen und Mit-
glieder in den LPGn ist z.Z. so
gut wi€ nicht gegeben. Lohn-,
Gehalt- und Manteltarifverträge
finden derzeit nur für einen be-
grsnzten Personenkreis Anwen-
dung. Diese Anwendung ist Vor-
auss€tzung, uffi einen nachre-
chenbaren Anspruch auf Arbeits-
I osen -/K urza rbe iterl n nenge ld
sowie alle anderen staatlichen
Leistungen zu erhalten, die sich
als Basis auf das Arbeitsentgelt
beziehen.

Die fehlende Gestaltung der Ar-
beitsverhätnisse in den LPGn
ftihrt zur Ungleichbehandlung in-
nerhalb der LPGn, Unruhe bei
den Beschäftigten und zu
großem sozialen Gefälle der
LPGn untereinander. Nach An-
sicht der GGLF haben die Ge-
schäftsleitungen umgewandelter
LPGn sowie die Vorsitzenden in
noch nicht umgewandelten LPGn
eine soziale Verantwortung go-
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genüber den Beschäftigten, der
sie sich stellen müssen. Wir ge-
hen davon aus, daß die Beschäf-
tigten in eingetragonen Genos-
senschaften voll in dem allgemei-
nen Sozialversicherungssystem
bleiben.

Organistion der landwirtschaftli-
chen Aöeitgeber-Tadffähigkeit:
Damit die Arbeitsverhältniss€ g€-
staltet werden können und die
sozialen Rechte der Beschäftig-
ten ihre Verankerung finden, ist
nicht nur die gewerkschaftliche
Organisation vonnöten sondern
auch die Tariffähigkeit der land-
wirtschaftlichen Arbeitgeberver-
bände. Zur Zett überläßt der Ge-
samWerband der Deutschen
Land- und Forstwirtschaftlichen
Arbeitgeberverbände diese Ent-
wicklung dem Selbstlauf. Es wird
derzeit abgewartet, wer sich in
den neuen Ländern als Vertre-
ter/Vertreterin der neusn Arbeit-
geberverbände durchseuen
kann. Das Nachsehen haben be-
sonders die Beschäftigten in den
entstehenden landwirtschaftli-
chen Privatbetrieben und in den
umgebildeten und bestehenden
LPGn. Verantwortungsvolles
Handeln in unserer Demokratie
bedeutet auch, seinen zugewie-
senen Part nach dem Tarifver-

tragsgesetz wahrzunehmen. Ein
Abwarten der Arbeitgeberver-
bände auf das, was sich in Zu-
kunft bilden wird, kann von uns
nicht toleriert werden.

t O. ÜbeOetdebliche Mitbestimmung:
Strukturfragen, technologische
Beratung, Berufsausbildung und
Weiterqualifizierung und Fragen
des Umweltschutzes sind u.a.
Bereiche, ftir die wir eine überbe-
triebliche Mitb€stimmung für un-
bedingt erforderlich halten. Der
sich vollziehende Strukturwandel
bringt für die Bevölkerung des
ländlichen Raumes massive Ar-
beitslosigkeit und enorme soziale
Probleme mit sich. Die Gewerk-
schaften sind ein unverzichtbares
Element bei der Gestaltung von
Lebens- und Zukunftsperspekti-
ven für die Menschen in den
neuen Ländem. Vollkommen un-
befriedigend sind die Möglichkei-
ten der Mitbestimmung bei der
Treuhandanstalt
(Sondervermögen Land- und
Forstwirtschaft), deren Politik
noch in diesem Jahr unmittelbare
Auswirkungen auf landwirt-
schaftliche Arbeitspläue hat.

Kassel,  den 10. Jul i  1991


